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der Abgeordneten Wolfgang Bosbach, Hartmut Koschyk, Günter Baumann, 
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Korrektur des 
Versorgungsänderungsgesetzes 2001 


A. Problem 

Mit dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 wurde grundsätzlich auch Beamten 
die Möglichkeit eingeräumt, durch eine steuerlich geförderte private Zusatzvor- 
sorge die zeitgleich beschlossenen Kürzungen in ihrem Alterssicherungssystem 
aufzufangen. 

Ausgenommen davon sind bislang allerdings Beamte, die ohne Dienstbezüge 
beurlaubt sind und deren Beurlaubungszeit ruhegehaltfähig ist. 

Betroffen davon sind vor allem rund 40 000 Beamte, die bei den Betrieben 
der ehemaligen Bundespost (Deutsche Post AG, Deutsche Telekom AG, Post- 
bank AG) beschäftigt sind. 


B. Lösung 

Einbeziehung auch dieser Beschäftigtengruppe in die Begünstigung von § 10a 
Einkommensteuergesetz (EStG). 


C. Alternativen 

Beibehaltung der Regelungslücke. 


D. Kosten 

Die beabsichtigte Schließung der Regelungslücke verursacht keine zusätzlichen 
Steuermindereinnahmen. 
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Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Korrektur des 
Versorgungsänderungsgesetzes 2001 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom ... (BGBl. ...), zuletzt geändert durch 
. . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 10a Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Empfänger von Besoldung nach dem Bundesbesol- 
dungsgesetz sowie Beamte, die ohne Dienstbezüge 
beurlaubt und deren Beurlaubungszeit ruhegehalt- 
fähig ist,“. 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Mit dem Altersvermögensgesetz (AVrnG) vom 26. Juni 
2001 wurde Arbeitnehmern die Möglichkeit eingeräumt, für 
den Aufbau einer zusätzlichen privaten Altersvorsorge 
(„Riester-Rente“) eine steuerliche Förderung im Rahmen 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) in Anspruch zu neh- 
men. 

Mit dem Versorgungsänderungsgesetz vom 20. Dezember 
2001 wurde diese Fördermöglichkeit auf Beamte übertra- 
gen - allerdings nicht vollständig: 

So gehören Beamte, die ohne Dienstbezüge beurlaubt und 
deren Beurlaubungszeit ruhegehaltfähig ist, nicht zu den 
Förderberechtigten nach § 10a Abs. 1 Satz 1 EStG. 

So wurden mit dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 in 
der beschlossenen Fassung allein bei den Betrieben der 
ehemaligen Bundespost (Deutsche Post AG, Deutsche Tele- 
kom AG, Postbank AG) etwa 40 000 Beschäftigte von der 
steuerlichen Förderung der zusätzlichen privaten Altersvor- 
sorge ausgeschlossen. 

Anders als die übrigen Beschäftigten haben beurlaubte Be- 
amte somit nicht die Möglichkeit, die zeitgleich beschlosse- 
nen Kürzungen in den Alterssicherungssystemen durch eine 
staatlich geforderte Zusatzvorsorge aufzufangen. 

Im Zuge der Privatisierung von ehemals öffentlichen Ein- 
richtungen sind Beamte teilweise im dienstlichen Interesse 
ohne Dienstbezüge beurlaubt worden, wobei allerdings die 
Beurlaubungszeit als ruhegehaltfähig anerkannt wird, so 
dass auch während der Beurlaubungszeit neue Versorgungs- 
anwartschaften aufgebaut werden. Diese Beamten sind ge- 
mäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versicherungsfrei. 

Da die betreffenden Beamten unter Wegfall der Besoldung 
beurlaubt sind, können sie nicht zur Giuppe der Besol- 
dungsempfänger im Sinne des § 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
EStG gerechnet werden. Ebenso gehören sie nicht zu den in 


der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherten 
und auch nicht zu den nach § 10a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 
Nr. 3 EStG begünstigten Personen, da sie nicht nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 SGB VI, sondern nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind. 

Der Ausschluss der aus dienstlichen Gründen beurlaubten 
und insichbeurlaubten Beamten, deren Beurlaubungszeit 
ruhegehaltfähig ist, von der staatlichen Förderung der priva- 
ten kapitalgedeckten Altersvorsorge ist allerdings aufgrund 
der Systematik des Versorgungsänderungsgesetzes nicht ge- 
rechtfertigt. 

Diese Regelungslücke ist der Bundesregierung nach eigener 
Auskunft zwar bekannt, ein Korrekturgesetz hat sie aller- 
dings bislang noch nicht vorgelegt. 

Um hier noch vor Ablauf des ersten Förderjahres (2002) 
Rechtssicherheit zu schaffen, sollen mit diesem Gesetz alle 
bislang ausgeschlossenen Beamten in den Kreis der forder- 
berechtigten Beschäftigten aufgenommen werden. 

Die beabsichtigte Schließung der Regelungslücke verur- 
sacht keine bisher noch nicht berücksichtigten Steuermin- 
dereinnahmen, da bei Berechnung des Fördervolumens im 
Rahmen der Einführung der steuerlichen Förderung davon 
ausgegangen wurde, dass tatsächlich alle Beamten einbezo- 
gen werden. 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 

Mit der Ergänzung wird der Kreis der Förderberechtigten 
auch auf jene Beamte erweitert, die unter Fortfall ihrer 
Besoldung ruhegehaltfähig beschäftigt sind. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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